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Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt und ausge­
führt: Der Unfall sei vom Kläger selbst verschuldet worden. 
Der Traktorist habe den Abbiegevorgang durch Blinken und 
Einordnung nach links rechtzeitig angezeigt. Da sich rechts 
und links der Straße landwirtschaftliche Nutzflächen befän­
den, hätte der Pkw-Fahrer mit abbiegenden landwirtschaft­
lichen Fahrzeugen rechnen müssen.

Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen. Es hat den 
Verkehrsunfall auf seiten der Verklagten als ein unabwend­
bares Ereignis i. S. des § 343 Abs. 2 ZGB gewertet und des­
halb eine Schadenersatzverpflichtung verneint.

Die gegen das Urteil des Kreisgerichts eingelegte Beru­
fung des Klägers hat das Bezirksgericht abgewiesen.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kas­
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er­
folg hatte.
Aus der Begründung:
Der rechtlichen Beurteilung des Bezirksgerichts, der Unfall sei 
für den Fahrer des Traktors ein unabwendbares Ereignis ge­
wesen, kann nicht zugestimmt werden. Gemäß § 343 Abs. 2 
ZGB gjlt ein Ereignis dann als unabwendbar, wenn es nicht 
vorauszusehen war und von einem Betrieb trotz aller Maß­
nahmen, die den gegenwärtigen Möglichkeiten und Erfahrun­
gen entsprechen, oder von einem Bürger trotz aller ihm zu­
mutbaren Bemühungen nicht verhindert werden konnte.

Das Oberste Gericht hat mit Urteil vom 12. Oktober 1982 
- 2 OKZ 15/82 -1 (NJ 1983, Heft 1, S. 38) dargelegt: „Das 
schuldhafte Verhalten eines anderen Verkehrsteilnehmers ... 
ist nicht schlechthin ein unabwendbares Ereignis für den 
nicht schuldhaft handelnden anderen Kraftfahrer.“ Mit dieser 
Problematik hat sich das Bezirkgericht nicht auseinanderge­
setzt. Das ergibt sich aus folgendem: Der Zeuge P., der zur 

' gleichen Zeit dieselbe Straße in der gleichen Fahrtrichtung 
wie die am Unfall beteiligten Kraftfahrzeuge befuhr, hat aus­
gesagt, daß der Traktorist L. 100 m vor ihm gefahren sei. Er 
habe gesehen, wie L. sich nach links eingeordnet und den 
Fahrtrichtungsanzeiger betätigt habe. Der Kläger habe seinen 
(P.’s) Traktor überholt und sei bei einem weiteren Überhol­
vorgang genau in der Rechtskurve mit dem Hänger des Trak­
toristen L. kollidiert.

Das Linksabbiegen, noch dazu in einer Rechtskurve, er­
fordert — unabhängig vom Verhalten anderer Verkehrsteil­
nehmer — vom abbiegenden Fahrzeugführer erhöhte Auf­
merksamkeit, vor allem wenn er in einen Feldweg einbiegen 
will.

Das Kreisgericht hebt zwar richtig hervor, daß der Kläger 
mit abbiegenden Fahrzeugen zu landwirtschaftlichen Nutz­
flächen rechnen mußte. Es übersieht dabei aber, daß die glei­
che Aufmerksamkeit vom Traktoristen erwartet werden 
mußte. Dieser war ortskundig und mußte bei seinem Fahr­
verhalten einkalkulieren, daß zur Unfallzeit ortsunkundige 
Fahrzeugführer diese Fernverkehrsstraße im erhöhten Maße 
benutzen, so daß er daher beim Abbiegen hätte besondere 
Vorsicht walten lassen müssen.

Fest steht, daß bei Anwendung äußerster Sorgfalt auch 
durch den Traktorfahrer L. der Unfall hätte vermieden wer­
den können. Dazu wäre z. B. das Anhalten vor dem Abbiege­
vorgang bzw. zumindest das Sich-Umdrehen des Fahrers zur 
Gewinnung eines genauen Überblicks über die Verkehrssitua­
tion erforderlich gewesen.

Somit kann der Einritt des Unfalls auf seiten der Ver­
klagten nicht als unabwendbares, schadenersatzbefreiendes 
Ergeignis gemäß § 343 Abs. 2 ZGB beurteilt werden.

Da auf seiten des Traktorfahrers kein unabwendbares Er­
eignis vorlag, ist die Verantwortlichkeit und die sich daraus 
ergebende Schadenersatzpflicht für beide am Verkehrsunfall 
Beteiligten zu prüfen. Diese Prüfung wird das Kreisgericht 
unter den Gesichtspunkten der schuldhaften Verantwortlich­
keit der Kraftfahrer und der Verantwortlichkeit der Halter 
der Fahrzeuge aus der konkreten Betriebsgefahr der Kraft­
fahrzeuge vorzunehmen (§ 345 Abs. 1, 2 ZGB) und dabei die 
in der Rechtsprechung und Rechtswissenschaft hierzu heraus­
gearbeiteten Grundsätze zu beachten haben (vgl. OG, Urteil 
vom 12. Oktober 1982 — 2 OZK 15/82 — a. a. O.; Der Deutsche 
Straßenverkehr 1984, Heft 10, S. 10; Zivilrecht, Lehrbuch 
Teil 2, Berlin 1981, S. 216 ff.; E. Prüfer, „Haftung und Scha­
densausgleichung bei Beteiligung mehrerer Straßenverkehrs­
teilnehmer an einem Unfall“, NJ 1970, Heft 22, S. 666 ff.).

Aus diesen Gründen waren auf den Kassationsantrag des 
Präsidenten des Obersten Gerichts die Urteile des Bezirksge­
richts und des Kreisgerichts wegen Verletzung von § 343 
Abs. 2 ZGB aufzuheben, und die Sache war zur erneuten 
Verhandlung an das Kreisgericht zurückzuverweisen.

§ 11 FGB; § 434 Abs. 1 ZGB; Ziff. 3.3. der OG-Richtlinie vom
27. Oktober 1983.
1. Aus Rechtsgeschäften, die von einem Ehegatten im Rah­
men der gegenseitigen Vertretungsbefugnis abgeschlossen 
worden sind, kann jeder Ehegatte als Gesamtschuldner in 
Anspruch genommen werden, unabhängig davon, ob er von 
dem konkreten Rechtsgeschäft des anderen Ehegatten Kennt­
nis hatte.
2. Die gesetzliche Vertretungsbefugnis der Ehegatten in 
Angelegenheiten des gemeinsamen Lebens wird nicht da­
durch beendet, daß die Ehegatten getrennt leben, weil einer 
von ihnen die eheliche Gemeinschaft nicht fortführen will 
oder beide dazu nicht bereit sind. Diese Vertretungsbefug­
nis umfaßt in jedem Fall die Rechtsgeschäfte, die zur Bildung 
von gemeinschaftlichem Eigentum der Ehegatten führen 
(hier: Erwerb eines Fernsehgeräts mittels Teilzahlungskre­
dits).
OG, Urteil vom 17. Januar 1986 — 2 OZK 32/85.

Die Ehe des Verklagten wurde im September 1983 rechts­
kräftig geschieden. Bereits im Juni 1983 war der Verklagte 
aus der Ehewohnung ausgezogen und hatte das Fernsehge­
rät mitgenommen. Daraufhin hat seine damalige Ehefrau 
mit der Klägerin (Kreissparfcasse) am 7. Juli 1983 einen Kre­
ditvertrag über 2 250 M abgeschlossen, aus dessen Mitteln der 
Kauf eines neuen Fernsehgeräts finanziert wurde. Entgegen 
den vereinbarten monatlichen Tilgungsraten wurden bisher 
lediglich einmal 120 M und einmal 160 M gezahlt.

Gegen die auf Antrag der Klägerin vom Sekretär des 
Kreisgerichts gegen die geschiedenen Ehegatten erlassene 
gerichtliche Zahlungsaufforderung hat der Verklagte Ein­
spruch eingelegt. Er hat eine gesamtschuldnerische Haftung 
mit der geschiedenen Ehefrau bestritten, da er nicht Partner 
des Kreditvertrags sei.

Die geschiedene Ehefrau des Verklagten hat keinen Ein­
spruch eingelegt,' so daß die gerichtliche Zahlungsaufforde­
rung insoweit rechtskräftig geworden ist.

Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen. Zur Begrün­
dung hat es ausgeführt: Mit dem Auszug des Verklagten aus 
der ehelichen Wohnung sei eine teilweise Aufhebung der 
Eigentumsgemeinschaft erfolgt. In derartigen Fällen liege 
beim Abschluß eines Kreditvertrags, den nur ein Ehegatte 
unterschrieben habe, kein Fall der gegenseitigen Vertretung 
vor, so daß der Verklagte für Verpflichtungen aus dem von 
seiner geschiedenen Ehefrau abgeschlossenen Kreditvertrag 
nicht in Anspruch genommen werden könne. Bei der von 
den geschiedenen Ehegatten vorgenommenen außergericht­
lichen Aufteilung des ehelichen Eigentums und Vermögens 
habe sich die geschiedene Ehefrau des Verklagten auch zur 
alleinigen Kreditrückzahlung verpflichtet.

Die gegen diese Entscheidung eingelegte Berufung der 
Klägerin hat das Bezirksgericht mit Beschluß als offensicht­
lich unbegründet abgewiesen.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsan­
trag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.
Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht hat nicht erkannt, daß der Verklagte für 
die von seiner geschiedenen Ehefrau noch während des Be­
stehens der Ehe eingegangenen Kreditverpflichtungen mit 
aufzukommen hat, weil diese im Rahmen der gesetzlichen 
Vertretungsbefugnis der Ehegatten begründet worden sind. 
Das ergibt sich aus folgendem:

Gemäß § 11 FGB ist jeder Ehegatte befugt, in Angelegen­
heiten des gemeinsamen Lebens die Gemeinschaft nach außen 
zu vertreten. Dabei werden Vertreter und Vertretener ge­
meinsam berechtigt und verpflichtet, und zwar unabhängig 
davon, ob der vertretene Ehegatte von dem konkreten Rechts­
geschäft Kenntnis hatte oder nicht. Somit kann aus Rechts­
geschäften, die in diesem Rahmen abgeschlossen worden sind, 
jeder Ehegatte in Anspruch genommen werden.

Entgegen der von den Instanzgerichten vertretenen Rechts­
auffassung war die Vertretungsbefugnis seiner damaligen 
Ehefrau auch nicht dadurch aufgehoben, daß der Verklagte


